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Forum iii: 
Zwischen wunsch und wirklichkeit –      
gute rahmenbedingungen für junges engagement

Das 3. Forum führte am Samstag vormittag in das Thema guter Rahmenbedingungen für jun-
ges Engagement ein. Die Impulse kamen von Sigrid Meinhold-Henschel, Bertelsmann Stif-
tung und Heidemarie Rubart, Civil Academy beim Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches En-
gagement (BBE). Moderiert wurde von Olaf Ebert, Mitglied des Vorstandes der Stiftung Bürger 
für Bürger. 

Meinhold-Henschel erläutert eingangs das Stiftungsprgramm „jungbewegt – Dein Einsatz 
zählt!“, das den ganzen Bereich einer Bildungsbiografi e adressiert: Kita, Grundschule, Schule 
sowie offene Kinder- und Jugendarbeit. Ein Problem zeigte sich schnell: Kommunale Bildungs-
landschaften hören sich zwar gut an, aber die Strukturen und das jeweilige berufl iche Selbst-
verständnis der Erzieher, Lehrer oder Sozialarbeiter und der Institutionen, in denen sie tätig 
sind, passen noch nicht zusammen. Gegenwärtig verfolgt das Programm „jungbewegt“ eine 
Skalierungsstrategie, bei der die Qualifzierung von Lehrern und die Ausbildung von Multiplika-
toren im Mittelpunkt steht.

Forum	3:	Sigrid	Meinhold-Henschel,	Olaf	Ebert	und	Heidemarie	Rubart	(von	links	nach	rechts)
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Schulen stehen im Fokus ihres weiteren Beitrages, den sie mit einem Film illustriert. Darin 
kommen SchülerInnen zu ihren Engagementerfahrungen in der Schule zu Wort. Sie äußern 
sich dazu, was sie lernen, zur politischen Relevanz, zum Thema Beteiligung, zur Freude am 
Mitgestalten, zur Arbeit in der Gruppe, zur Schule als Lebensort undzur biografischen Bedeu-
tung, z.B. mutig zu werden und Kritikfähigkeit aufzubauen.

Meinhold-Henschel leitet aus den Statements Qualitätskriterien für Engagementlernen ab. Zur 
Voraussetzung aller Schulen, von denen diese Statements kommen, gehört, dass Demokratie-
bildung nachhaltig in der Schulkultur verankert ist. .Zentral dafür ist die Schule als Institution 
und ihre Leitung, denn: „Partizipation beginnt in den Köpfen der Erwachsenen“. Von da aus 
benennt sie eine Reihe weiterer Aspekte für erfolgreiches Engagementlernen und dessen 
Effekte in den Schulen:

1.	 Es handelt sich um Schulen, die eine mehrjährige Geschichte in diesem Themenfeld 
haben. Eine Änderung von einem Tag zum anderen geht nicht, Meilensteine sind aber 
nötig, damit es vorangeht.

2.	 Die Qualität der Partizipation ist entscheidend. Machen Kinder und Jugendliche gute 
Erfahrungen mit der Wirksamkeit ihres Engagements oder nicht.

3.	 Zur Qualität gehört ebenso: Spaß haben, eine gute gemeinsame Arbeitsatmosphäre, 
Freude an der Tätigkeit und der Zusammenarbeit mit anderen Schülern und Lehrern.

4.	 Der thematische Bezug zur eigenen Lebenswelt ist zentral: Wer definiert die Themen? 

5.	 Im Großen wie Kleinen etwas ändern zu können sei als Erfahrung bedeutsam – make 
a difference.

6.	 Engagementerfahrung führt zu Zutrauen und zur Beseitigung von Ohnmachtsgefühl.

7.	 Zugänglichkeit ist dabei mehr, als Zeit, Ort und Thema. Wichtig sind ebenso: Sprache, 
Kultur und Habitus. 

8.	 Es müssen reale Themen sein, keine Planspiele.

9.	 Die Wertschätzung und Anerkennung, dass das Tun gesehen wird,  ist ein weiterer 
wichtiger Bereich.

10.	 Die Chance zur Selbst- und Kompetenzentwicklung wird von den Kindern und Jugend-
lichen selbst sehr bewusst wahrgenommen und motiviert sie.

11.	 Das Verhältnis von Freiwilligkeit und Pflicht ist ambivalent.

12.	 Die Partizipationserfahrung kann in politisches Interesse einmünden.

Nötig sei, so Meinhold-Henschel, insgesamt ein anderes pädagogisches Selbstverständnis. 
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Problematisch ist der aktuell vorherrschende funktionalistische Diskurs, um Partizipation zu 
begründen: Partizipation solle der Konfliktverminderung dienen, die Schüler sollen zu mün-
digen Wählern werden. Dass Partizipation jenseits des Zweckdenkens ein Recht junger Men-
schen sei, werde zu oft ausgeblendet.

Zentraler Hebel ist für sie die Qualifizierung von pädagogischen Fachkräften. Das ist auch eine 
zentrale Forderung im Papier „Schule der Bürgergesellschaft“ des BBE, das sie mit erarbeitet 
hat.

In der anschließenden Diskussion wurde das Thema des Einbezugs des familiären Umfelds 
aufgeworfen, ebenso wie wichtig das Ernstnehmen der Kinder und Jugendlichen ist und das 
wirkliche Erfragen, was sie wollen und machen. Als Herausforderung wird gesehen, Räume für 
Selbstorganisation zu schaffen. Auch an den Unis sind solche Räume weniger geworden, als 
Folge verschulter Studiengänge. Jugendliche wollen ihr eigenes Ding machen. Ein verordnetes 
Engagement von oben geht nicht, aber Jugendliche sind für Unterstützung dankbar. 

Meinhold-Henschel betont, dass die realen Spielräume in der Schule deutlich größer sind als 
die bislang genutzten. Der Übergang zu Rahmenlehrplänen ermöglicht gerade in Kernberei-
chen des Schulunterrichts Partizipation. Dann stellt Engagement- und Partizipationslernen 
auch keinen Zusatz mehr dar, für den keine Zeit sei.

In der weiteren Diskussion wird auf die Konflikthaftigkeit von Partizipation hingewiesen. Er-
gebnisse entsprechen selten den Erwartungen derjenigen, die Partizipation „gewähren“. Dar-
an scheitert regelmäßig die Funktionalitätserwartung. Partizipation hat einen Selbstwert und 
Eigensinn. Hingewiesen wird darauf, dass Lehrkräfte, die dafür sorgen, dass viele Partizipati-
onsprozesse in einer Schule möglich werden, sich damit nicht unbedingt im Kollegium beliebt 
machen. Geteilt wird, dass viel mehr Erzieher und Lehrer insbesondere an den staatlichen 
Schulen eine andere Haltung gegenüber Kindern und Jugendlichen zeigen müssen. Diese finde 
sich aktuell eher in privaten Schulen, sie verlangt zunächst mehr Zeit und eine andere Aus- und 
Weiterbildung der Pädagogen. Wichtig ist nicht zuletzt der Einbezug der Eltern, um diese zu 
überzeugen, dass es beim Lernen und Erwachsen werden nicht nur um Zensuren geht.

Meinhold-Henschel unterstreicht, dass Demokratiebildung eher die Kollegien braucht, als 
Lehrer im Einzelkampf. Partizipation vs. Leistung stellen in der Regel keinen Gegensatz dar, da 
mit Engagement- und Partizipationserfahrungen Kompetenzaufbau beim Schüler verbunden 
ist. Sie kritisiert, dass die Chancen, die im offenen Ganztag liegen, noch unzureichend genutzt 
werden.
 
Im zweiten Input stellte Heidemarie Rubart kurz die Civil Academy (CA) vor, die seit 2005 ein 
Stipendienprogramm für jährlich 48 junge Leute zwischen 19-29 Jahren anbietet. Es geht dabei 
um Qualifizierung für Engagement. Mittlerweile zählt die Akademie mehr als 600 Absolven-
tinnen und Absolventen, für die sie jährliche Ehemaligentreffen organisiert. Als einen Erfolg 
der Professionalisierung des Engagements Jüngerer durch die CA führt sie an, dass manche 
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Alumni bis zu 10 weitere Projekte seit ihrem Stipendium angeschoben haben. Der Fokus ihres 
Beitrages liegt auf den Prinzipien, die die CA verfolgt:

1.	 Jedes freiwillige Engagement junger Menschen ist gleich viel wert. Nachdem die 
Jury evtl. dunkles Engagement aussortiert hat gibt es kein wichtiger oder unwichtiger 
bei den Projekten. Alle sollen daher gleichberechtigt zusammenarbeiten. Das ist die 
Voraussetzung für Synergien.

2.	 Jugendliches Engagement braucht Wertschätzung und Anerkennung. Das fordert 
Umgang auf Augenhöhe. Erfahrene Ehrenamtliche aus dem Management von BP Euro-
pa SE bringen ihr Know-how in die Trainings ein. Die erworbenen Kompetenzen werden 
zertifiziert und die Seminare finden an „Erwachsenenorten“ statt – es gibt keine Zeltlager 
oder Mehrbettzimmer.

3.	 Jugendliche brauchen in ihrem Engagement Räume für Selbsterfahrung. Dazu 
gehört auch ein geschützter Raum, in dem sie gespiegelt bekommen, wo die eigenen 
Stärken und Schwächen liegen.

4.	 Jugendliches Engagement darf scheitern. Scheitern sollte in Lernen, nicht in Ent-
mutigung einmünden. Es existiert eine positive Fehlerkultur.

5.	 Jugendliches Engagement braucht die Unterstützung der gesellschaftlich Ver-
antwortlichen. Nur so kann in der Regel Wirksamkeit erzeugt werden.

6.	 Jugendliche brauchen Partizipationsmöglichkeiten in ihrem Engagement. 

7.	 Jugendliches Engagement braucht (jugendliche) Vorbilder.

8.	 Jugendliches Engagement braucht Bestärkung durch Netzwerke.

9.	 Qualifizierung verstetigt das Engagement junger Menschen.

Kritisch wurde darüber diskutiert, ob Projekte junger Menschen gleichwertig nebeneinander 
stehen dürfen oder aber Blick auf Wirksamkeit und gesellschaftliche Notwendigkeit bewertet 
werden müssen und Kritik dabei eine Form der Wertschätzung sei. Ohne Wertschätzung gibt 
es auch keinen Schonraum, in dem Scheitern möglich ist. Sofern jedoch Scheitern in Projekten 
junger Menschen konsequenzlos wäre, hätten diese Projekte den Charakter einer Laborsitua-
tion, was sie abwerten würde.  

Schließlich wurde diskutiert, ob die Hochengagierten nicht auch politische Forderungen für 
junges Engagement formulieren müssten.
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Forum IV:
Visionen für junges Engagement 2025

Im vierten Forum gab Prof. Dr. Roland Roth einen resümierenden Ausblick mit acht Überle-
gungen für die abschließende Diskussion. Moderiert wurde das Forum von Ana-Maria Stuth, 
Vorsitzende des Vorstandes, Stiftung Bürger für Bürger.
Roths acht Überlegungen basieren auf der vorangegangenen Diskussion im Forum. 

1.	 Die empirischen Aussagen der letzten Shellstudie und Freiwilligensurveys 2014 wi-
dersprechen sich. Gleichwohl zeigte gerade die Flüchtlingskrise ein enormes Engage-
mentpotenzial, das real da ist. Roth schlägt vor, einen Survey über und mit jungen 
Leuten durchzuführen, um den sich verändernden Lebenswelten junger Menschen 
und deren innovativer Engagementpraxis gerecht zu werden. 

2.	 Er sieht die Gefahr, dass das Engagement ein Geschäftsfeld im Kontext von Internet-
konzernen wird (s. die jüngste deutsche Initiative von „google“, die bereits in anderen 
Länderm einen Vorlauf von mehr als einem Jahrzehnt hat). Diese Gefahr ist für ihn 
realistischer als eine Aufwertung und Bedeutungszunahme der Wohlfahrtsverbände 
im Engagementbereich.

3.	 Eigene Budgets für Jugendforen, wie sie im Rahmen von „Demokratie leben!“ exis-
tieren, sind gut, aber warum gibt es sie nicht generell als Element der Kinder- und 
Jugendpolitik  statt nur in einem Programm? Jede der 11.000 Kommunen in Deutsch-
land sollte einen solches Jugendforum mit eigenem Budget haben.

4.	 Im Rahmen von Freiwilligendienstprogrammen sei die Einrichtung von eigenen Bud-
gets für selbstbestimmte Engagementaktivitäten nötig. Budgets nur für die pädagogi-
sche Begleitung reichen nicht.

5.	 Es wäre wünschenswert, dass Jugendliche selbst in der geplanten Bundesengage-
mentstiftung vertreten sind und nicht nur Jugendverbände.

6.	 Die Beteiligung junger Menschen sollte nicht nur in Bildungseinrichtungen, sondern 
ebenso in der Welt außerhalb stattfinden: Bürgerkommunen und dieBeteiligung auf 
Landesebene seien zentral.

7.	 Beteiligungskulturen brauchen Leitbilder. Deshalb ist das professionelle Selbstver-
ständnis der Erwachsenen, die entscheiden und Ressourcen bereitstellen, zentral. 
Kinder und Jugendliche sollten in die allgemeine Debatte um Beteiligung, um viel-
fältige Demokratie etc. als Akteure berücksichtig werden. Die UN-Kinderrechtskon-
vention, die auch in Deutschland geltendes Recht ist, schreibt ohnehin, dass junge 
Menschen unter 18 Jahren in allen sie betreffenden Belangen anzuhören sind. 

8.	 Ältere nehmen viel zu wenig die Besonderheiten des Engagements in der Jugend-
phase ernst. Diese wollen Bildungsabschlüsse machen, in einen Beruf reinkommen, 
freundschaftliche und partnerschaftliche Beziehungen aufbauen, ihren Platz in der 
Gesellschaft finden usw.: All diese Aspekte beschäftigen sie viel intensiver auch beim 
Engagement als es bei ‚erwachsenem‘ Engagement der Fall sei.
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Die Teilnehmenden unterstützen die Idee, junge Menschen in die aktuelle Debatte um eine 
Bundesengagementstiftung einzubeziehen ebenso, wie die Idee, einen Kinder- und Jugendbe-
richt durch junge Menschen erstellen zu lassen. Hinterfragt wird hingegen die Idee spezieller Ju-
gendförderfonds: Es gäbe spezielle Herausforderungen bei diversen Engagementgruppen. Solle 
man für jede dieser Gruppen einen eigenen Förderfonds ausweisen?

Der von jungen Menschen heute abverlangten Mobilität/Flexibilität als eine Besonderheit wird 
noch zu wenig Rechnung getragen. Schon das Durchlaufen einer sechsmonatigen Engage-
mentausbildung an einem Ort kann da schwierig werden – und manche bundesweite Organisa-
tion ermöglicht es nicht, eine Ausbildung in einer Ortsgruppe anzufangen und in einer anderen 
in einer anderen Stadt zu beenden. Auf dem Land kann die Ermöglichung eines Jugendführer-
scheins ebenso hilfreich sein wie die Anerkennung von Engagement im Lebenslauf, zum Beispiel 
als Bafögverlängerungsgrund – ein Vorschlag mehrerer Bundesländer, der gerade im Bundesrat 
abgelehnt wurde. 

Es wird eine Repolitisierung des Engagementdiskurses gefordert, es gäbe zu viel funktionalisti-
sche Professionalisierung. Ein wichtiges Thema sei die Haltung, die man gegenüber Wirtschaft, 
Staat oder Parteien wie der AfD zeige.

Es wird kritisch darüber diskutiert, ob Jugendverbände die Interessen der Jungen Menschen 
repräsentieren, kritisch wird gesehen, dass Jugendverbände ihre Positionen nicht durch Beteili-
gung erarbeiten (sie befragen nicht ihre vielen Mitglieder). Anerkannt wird, dass Jugendverbände 
viele gute Projekte umsetzen, sie repräsentieren jedoch nicht „die Jugend“, diese sei pluraler.
 
Für das Thema von Partizipation von Kindern und Jugendlichen sei noch zu wenig präsent, dass 
es hierbei nicht mehr um ‚normative Ansprüche‘ geht, denen man folgen kann oder auch nicht, 
sondern um Rechtsansprüche. Es gibt einen Rechtsanspruch auf Partizipation aufgrund verbrief-
ter Kinder- und Jugendrechte (Artikel 12 der UN-Kinderkonvention). Es geht nicht um Wohlwol-
len, das extra begründet werden muss, sondern um Einlösung von vorhandenen Rechten. Das 
befi ndet sich allerdings noch in Anfängen. Zurzeit gibt es nur 16 „kinderfreundliche Kommunen“, 
die sich die Aufgabe gestellt haben, Kinderrechte umfassend kommunal umzusetzen

Forum	4:	Prof.	Dr.	Roland	Roth	(Mitte)	und	Ana-Maria	Stuth	(rechts)
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